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Finanzpolitik vor harten Entscheidungen - Kurzfassung

Die 6ffentlichen Finanzen in Deutschland stehen zunehmend unter Druck. Im
Bundeshaushalt werden auf lingere Sicht die zu erwartenden Einnahmen
nicht ausreichen, um die geplanten Ausgaben zu decken. v ziFrern 81 FF. Die Netto-
kreditaufnahme des Bundes wird bis zum Jahr 2030 aufgrund der zusatzlichen
Sondervermogen und vor allem der erhohten Verteidigungsausgaben deutlich
ansteigen und {iiber einen lingeren Zeitraum auf einem hohen Niveau verblei-
ben, wenn es nicht gelingt, die Bereichsausnahme fiir Verteidigung zuriickzufah-
ren. Damit werden auch die Schuldenstandsquote und die Zinsausgaben zuneh-
men. Nach Berechnungen des Sachverstindigenrates erreicht die Schulden-
standsquote in diesem Fall im Jahr 2040 knapp 100 % des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP). Die daher erforderliche Riickfilhrung der Bereichsausnahme stellt
die Finanzpolitik vor eine Konsolidierungsaufgabe von historischem
AusmaBf und wird harte Entscheidungen erfordern.

Im Friihjahrsgutachten 2026 hat sich der Sachverstiandigenrat ausfiihrlich mit
den Sozialversicherungen beschiftigt. Dort verschirfen frithere bzw. bereits
beschlossene neue Leistungsausweitungen und zunehmend auch der demografi-
sche Wandel die Finanzierungsprobleme. v ziFrern 315 Fr. Der Gesamtsozialversi-
cherungsbeitragssatz wird nach den Simulationen des Sachverstiandigenrates
unter geltendem Recht bis zum Jahr 2030 auf etwa 45 % und bis zum Jahr 2040
auf etwa 50 % ansteigen. Hohere Sozialversicherungsabgaben verteuern den
Faktor Arbeit, schwichen die Erwerbsanreize und dampfen das Wachstum. Die
absehbare Entwicklung verschiebt die Finanzierungskosten zwischen den
Generationen zu Ungunsten der jiingeren Jahrginge.

Im Mittelpunkt des Jahresgutachtens steht die Frage, wie die Tragfihigkeit der
offentlichen Finanzen und damit die Leistungsfahigkeit des Staates gesichert
werden kann, ohne gesamtwirtschaftliche Verwerfungen auszulosen.

Die dringend notwendigen Reformen und Konsolidierungen sollten so ausge-
staltet werden, dass sie das Wachstum nicht belasten und die Lasten zwischen
den Generationen und den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen ausgewo-
gen verteilen.

Die derzeit vergleichsweise robuste Konjunktur indert an der Krise
der offentlichen Haushalte nur wenig. yziFFern 1 FF. Die deutsche Wirt-
schaft hat sich vom Energiepreisschock, der durch den Iran-Krieg ausgelost wur-
de, zwar schneller erholt als erwartet. So erwartet der Sachverstiandigenrat fiir
das Jahr 2026 einen Anstieg des BIP um 1,3 % und fiir das Jahr 2027 um 1,0 %.
Dazu tragen insbesondere eine unerwartet starke Entwicklung der Exporte sowie
kreditfinanzierte staatliche Ausgaben bei.

Zu den langerfristigen Bestimmungsfaktoren der Produktivitit enthélt dieses
Gutachten den Nationalen Produktivititsbericht. Er analysiert die Produktivi-
tatsunterschiede zwischen Unternehmen, die Diffusion neuer Tech-
nologien und die Unternehmensdynamik in Deutschland. vziFrern

228 FF. Die in Deutschland beobachteten Produktivititsunterschiede sind grund-
satzlich vergleichbar mit denen in anderen europiischen Volkswirtschaften. Die
Produktivitit konnte jedoch in manchen Bereichen der deutschen Volkswirt-
schaft durch eine hohere Diffusion technologischer Neuerungen und eine effizi-
entere Reallokation des Faktors Arbeit von weniger produktiven zu hochproduk-
tiven Unternehmen gesteigert werden.
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Im Jahresgutachten 2026/27 diskutierte | Herausforderungen , und Mafnahmen

Steigende Verteidigungs- und Zinsausgaben erhohen die Verschuldung
und den Konsolidierungsbedarf im Bundeshaushalt

Bereichsausnahme fiir Verteidi- Wachstumsschonend, verteilungs- Investitionen verstetigen und
gungsausgaben schrittweise und umweltbewusst konsolidieren Haushaltssteuerung starken
zuriickfiihren
¢ Ruckfuhrungspfad zeitnah grund-  |neffiziente und umweltschadliche ¢ Verkehrsinfrastrukturinvestitionen
gesetzlich verankern Subventionen abbauen durch Infrastrukturfonds verstetigen
NZIFFER 173 NZIFFER 179 NZIFFER 178
* Kreditfinanzierung jahrlich ab * Sozialversicherungen reformieren * Unabhangige Fiskaliberwachung
2031 um 0,25 Prozentpunkte und Bundeszuschiisse sachgerecht starken und Finanzplanung strate-
des BIP reduzieren ausgestalten gischer ausrichten
N ZIFFER 173 NZIFFER 180 NZIFFER 186
» Effizienzgewinne durch europaische * Steuersystem effizienter gestalten, * Wirkungsorientierte Aufgaben-
Koordinierung der Verteidigungs- Steuererhéhungen erst nach Aus- und Ausgabenkritik ausbauen
politik realisieren schépfung anderer Moglichkeiten und in parlamentarische Be-
N ZIFFER 176 einsetzen ratung Ubersetzen
NZIFFERN 181 UND 183 NZIFFER 186

Produktivitatswachstum riicklaufig, gleichzeitig grofle
Produktivitatsunterschiede zwischen Unternehmen

Verbreitung neuer und digitaler Wettbewerb und Unternehmens- Arbeitsmobilitat und Reallokation
Technologien unterstiitzen dynamik starken erleichtern

* Abbau von Komplexitat und Rechts- * Burokratische Kosten der Unter- ¢ Forderung von Aus- und Weiter-
unsicherheit bei Datenschutz und nehmensgrundung weiter senken bildung mit Fokus auf allgemeine,
Regulierung digitaler Technologien NZIFFER 306 Ubertragbare Kompetenzen
NZIFFER 301  Wachstumsfinanzierung fiir Jung- NZIFFER 309

* Weitere und zugige Digitalisierung unternehmen verbessern, um bes- * Weitere Flexibilisierung des Kiin-
der Verwaltung besonders bei sere Skalierung zu ermoglichen digungsschutzes fiir Besserver-
Schnittstellen mit Unternehmen NZIFFER 306 dienende prifen
N ZIFFER 303 e Marktaustritt Wen|g produktiver NZIFFERN 310 UND 312 F.

¢ Flachendeckender Ausbau der Unternehmen nicht verzdgern e Langerer Auszahlungszeitraum
digitalen Infrastruktur und kon- NZIFFER 307 des Kurzarbeitergeldes an Weiter-
tinuierliche Anpassung an neue bildungsmaRnahmen koppeln
technologische Standards NZIFFER 314
N ZIFFER 304

© Sachverstandigenrat | 26-249-01

Die Weltwirtschaft zeigt sich trotz des Iran-Kriegs bislang robust. Der
Energieangebotsschock hat die Inflation zwar vielerorts spiirbar erhoht. Die ge-
samtwirtschaftliche Aktivitdt blieb in den groSen Wirtschaftsraumen der Welt
jedoch weiterhin aufwértsgerichtet. vziFFer 8 Hierzu beigetragen hat, dass der
Roholpreis im Sommer weniger stark gestiegen ist als urspriinglich erwartet. Ak-
tuell liegen die Preise fiir Rohol und Erdgas hingegen wieder deutlich iiber dem
im Frithjahr 2026 erwarteten Niveau. Gestiitzt wird die Weltkonjunktur durch
hohe Investitionen im Zusammenhang mit Kiinstlicher Intelligenz (KI). Ny zIFFer

13 Der Ausblick fiir die Weltwirtschaft bleibt jedoch verhalten: Die Unsicherheit
iiber den weiteren Verlauf des Iran-Kriegs und die damit verbundenen Auswir-
kungen auf die globalen Energiepreise und Lieferketten bleibt hoch. yziFFer 10
Der Preisdruck aufgrund teurerer Energie diirfte zunachst bestehen bleiben. Das
vermindert die gesamtwirtschaftliche Kaufkraft. Durch eine straffere Geldpolitik
verschlechtern sich auBerdem die Finanzierungsbedingungen. Dies belastet die
gesamtwirtschaftliche Aktivitat zusatzlich. ~ziFFer23 Der Sachverstiandigenrat
rechnet mit einem Zuwachs des globalen BIP in Héhe von 2,7 % im Jahr 2026
und von 2,6 % im Jahr 2027. Die globale Verbraucherpreisinflation diirfte im
Jahr 2026 bei 3,5 % und im Jahr 2027 bei 3,0 % liegen. N ZIFFER 16
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Die konjunkturelle Erholung der deutschen Wirtschaft setzt sich trotz gestiege-
ner Energiepreise fort. Im Jahr 2026 diirfte das BIP erstmals seit dem
Jahr 2022 wieder deutlich steigen. Der Sachverstindigenrat rechnet fiir
das Jahr 2026 mit einem Wachstum des preisbereinigten BIP von 1,3 % gegen-
iiber dem Vorjahr. Fiir das Jahr 2027 wird ein BIP-Wachstum von 1,0 % erwar-
tet. Die Verbraucherpreisinflation diirfte sich im Jahr 2026 auf 2,8 % und im
Jahr 2027 auf 3,3 % belaufen. Die Kerninflation diirfte im Jahr
2026 2,4 % und im Jahr 2027 2,8 % betragen. Weil die Preise importierter Wa-
ren stirker steigen als jene der heimischen Produktion, erhoht sich die heimi-
sche Kaufkraft allerdings weniger stark als das preisbereinigte BIP.

Im Vergleich zum Friihjahrsgutachten 2026 fillt die Prognose fiir das BIP-
Wachstum im Jahr 2026 um 0,8 Prozentpunkte hoher aus. Ein wesent-
licher Teil dieser Aufwirtsrevision ist darauf zuriickzufiithren, dass sich die Ex-
porte deutlich starker entwickelt haben, als noch im Friihjahr 2026 erwartet.
Dariiber hinaus zeigte die Revision der zuriickliegenden BIP-Daten durch das
Statistische Bundesamt im Juli 2026, dass sich die deutsche Wirtschaft seit dem
Jahr 2024 spiirbar besser entwickelt hat als bislang in den Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen (VGR) ausgewiesen. N KASTEN 4

Das BIP-Wachstum im Jahr 2026 diirfte vor allem auf zunehmende Kon-
sumausgaben des Staates sowie auf kriftig gestiegene Exporte zuriick-
gehen. Die gestiegene Auslandsnachfrage diirfte im gesamten Prognosezeitraum
weiterhin stiitzend wirken. Die Auftragslage der Industrie in Deutschland ver-
bessert sich in der Tendenz seit der 2. Jahreshilfte 2025. Dies diirfte zum einen
weiterhin die Exporte treiben, die im Jahr 2027 allerdings mit einer etwas gerin-
geren Zuwachsrate expandieren diirften als im laufenden Jahr. Zum anderen
diirften die privaten Ausriistungsinvestitionen im Jahr 2027 erneut wachsen.

Nach der schwachen Entwicklung der o6ffentlichen Ausriistungs- und Bauinvesti-
tionen in der 1. Jahreshilfte 2026 diirften die 6ffentlichen Infrastruktur-
und Verteidigungsausgaben die Bruttoanlageinvestitionen im Progno-
sezeitraum zunehmend stiitzen. Die Wohnbauinvestitionen diirften im lau-
fenden Jahr hingegen zuriickgehen und im Jahr 2027 nur geringfiigig zuneh-
men. Insgesamt diirften die preisbereinigten Bruttoanlageinvestitionen im lau-
fenden Jahr nur leicht und erst im kommenden Jahr wieder deutlich zulegen.
Die privaten Konsumausgaben diirften sich im gesamten Prognosezeit-
raum verhalten, jedoch zunehmend positiv entwickeln. Ausschlaggebend
hierfiir ist, dass die preisbereinigten verfiigharen Einkommen im Prognosezeit-
raum nur leicht steigen diirften. Dariiber hinaus diirften die staatlichen Kon-
sumausgaben im Jahr 2027 weiter, wenn auch etwas schwicher, zunehmen. Ins-
gesamt diirfte die Inlandsnachfrage im laufenden Jahr schwicher als im Jahr
2025 zunehmen, bevor sie im kommenden Jahr das BIP-Wachstum starker
treibt. Ein Abwartsrisiko fiir die Prognose des deutschen BIP besteht insbeson-
dere in einem erneuten Energieangebotsschock, sollte es zu einer weiteren Eska-
lation im Nahen Osten kommen. vziFrer 27 Eine Chance fiir die deutsche Kon-
junktur konnte eine unerwartet starke Nachfrage aus der Europiischen Uni-
on (EU) sein. N zZIFFER 78
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Konjunktureller Ausblick fiur Deutschland, den Euro-Raum und die Weltwirtschaft
BIP* in Deutschland und im Euro-Raum Wirtschaftliche Eckdaten (in %)

Veranderung zum Vorjahr in %

205 026 o027
6 Deutschland
BIP-Wachstum? 02 13 1,0
4 Inflationsrate 2,2 2,8 3,3
Arbeitslosenquote? 63 64 63
2 Lohnwachstum?® 49 36 36
o ._m_‘ Finanzierungssaldo® -29 -41 -43
Euro-Raum

-9 : : : : . : , BIP-Wachstum™2 13 11 14
2021 22 23 24 25 26 2027 Inflationsrate” 21 30 29

Deutschland: Euro-Raum®: Weltwirtschaft®
B Reales BIP B RealesBIP BIP-Wachstum™> 28 27 26
Prognose JG 2025 Prognose JG 2025 Inflationsrate 3,0 3,5 3,0

Prognose FG 2026 Prognose FG 2026
B Prognose JG 2026 B Prognose JG 2026

1 - Preisbereinigt. 2 - Prognose des Sachverstandigenrates. 3 - Werte basieren auf saison- und kalenderbereinigten
Quartalswerten. Prognose JG 2025 ohne Bulgarien. 4 - Registriert Arbeitslose in Relation zu allen zivilen Erwerbsper-
sonen. 5 - Verdnderung der Bruttoldhne und -gehalter (Inlandskonzept) je Arbeitnehmerstunde. 6 - In Relation zum
nominalen BIP; Gebietskdrperschaften und Sozialversicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen. 7 - Veranderung des Harmonisierten Verbraucherpreisindex. 8 - Aggregation gemaf der Gewichte in

Tabelle 1.

Quellen: Eurostat, nationale Statistikdmter, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 26-100-02

Die Ausgaben im Bundeshaushalt werden in den kommenden Jahren aufgrund
steigender Verteidigungs- und Zinsausgaben deutlich ansteigen. v ziFFern

90 F. Laut Finanzplan des Bundes steigt bis zum Jahr 2030 die Nettokreditauf-
nahme infolge der Kreditfinanzierung der Verteidigungsausgaben. Zugleich ver-
grofern wachsende Zinsausgaben die Finanzierungsliicken im Kernhaus-
halt. vzrFrer 91 Eine umfangreiche Kreditfinanzierung der Verteidigungsausga-
ben iiber lingere Zeit begrenzt zwar zunichst den Aufwuchs der Finanzierungs-
liicken, erhoht jedoch deutlich die Maastricht-Schuldenstandsquote sowie die
Zinsbelastung und damit die langfristige Belastung des Bundeshaushalts. N ziFrFer

103 Bei unveranderter Nutzung der Bereichsausnahme konnte die gesamtstaatli-
che Maastricht-Schuldenstandsquote bis zum Jahr 2040 auf rund 98 % des BIP
steigen, wihrend im Kernhaushalt eine Finanzierungsliicke von rund 2,7 % des
BIP entstiinde.

Um die Schuldenstandsquote zu stabilisieren, sollte die Kreditfinanzierung
von Verteidigungsausgaben schrittweise zuriickgefiihrt werden. v ziFFer
173 Eine schnelle Riickfiihrung der Kreditfinanzierung der Verteidigungsausga-
ben, bei der die Schwelle fiir die Kreditfinanzierung von Verteidigungsausgaben
iiber die Bereichsausnahme ab dem Jahr 2031 jahrlich um 0,5 Prozentpunkte
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				2025		2026²		2027²

		Deutschland						

		BIP-Wachstum¹		0,2		1,3		1,0

		Inflationsrate		2,2		2,8		3,3

		Arbeitslosenquote⁴		6,3		6,4		6,3

		Lohnwachstum⁵		4,9		3,6		3,6

		Finanzierungssaldo⁶		-2,9		-4,1		-4,3

		Euro-Raum						

		BIP-Wachstum¹ʼ³		1,3		1,1		1,1

		Inflationsrate⁷		2,1		3,0		2,9

		Weltwirtschaft⁸						

		BIP-Wachstum¹ʼ³		2,8		2,7		2,6

		Inflationsrate		3,0		3,5		3,0

		

		Jahr		Deutschland: Reales BIP		Deutschland: Prognose JG 2025		Deutschland: Prognose FG 2026		Deutschland: Prognose JG 2026		Euro-Raum³: Reales BIP		Euro-Raum³: Prognose JG 2025		Euro-Raum³: Prognose FG 2026		Euro-Raum³: Prognose JG 2026

		2021		4								6,4						

		2022		1,9								3,8						

		2023		-1								0,6						

		2024		0								1,2						

		2025		0,2		0,2						1,3		1,4				

		2026				0,9		0,5		1,3				1		0,7		1,1

		2027						0,8		1						1		1,1

		

		Titel: Konjunktureller Ausblick für Deutschland, den Euro-Raum und die Weltwirtschaft

		1 – Preisbereinigt. 2 – Prognose des Sachverständigenrates. 3 – Werte basieren auf saison- und kalenderbereinigten Quartalswerten. Prognose JG 2025 ohne Bulgarien. 4 – Registriert Arbeitslose in Relation zu allen zivilen Erwerbspersonen. 5 – Veränderung der Bruttolöhne und -gehälter (Inlandskonzept) je Arbeitnehmerstunde. 6 – In Relation zum nominalen BIP; Gebietskörperschaften und Sozialversicherung in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 7 – Veränderung des Harmonisierten Verbraucherpreisindex. 8 – Aggregation gemäß der Gewichte in Tabelle 1. 

		Quellen: Eurostat, nationale Statistikämter, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 
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AbbK02.csv: Die Datei steckt in dieser PDF. Öffnet der Klick sie nicht, steht sie in der Liste der Anlagen (Büroklammer).


Finanzpolitik vor harten Entscheidungen - Kurzfassung

Projizierte Schuldenstandsquote, Finanzierungsliicke und Zinsquote®

Schuldenstandsquote Finanzierungsliicke Zinsquote
% des BIP % des BIP % des BIP
100 6 3.0
95
5 2,54
90+
g5 4 2,0
80 3 1,5
7 -
5 2 1,0
704
14 0,54
65 '
60IIIIIIIIIIIIIII 0IIIIIIIIIIIIIII 0IIIIIIIIIIIIIII
2026 30 32 34 36 2040 2026 30 32 34 36 2040 2026 30 32 34 36 2040

Finanzplan bis 2030

Ruckfuhrung der Kreditfinanzierung von Verteidigungsausgaben

Szenario 1: Szenario 2:
Schnelle RuckfUhrung Langsame Ruckflihrung Keine RuckfUhrung

Szenario 3:

1 - Projektionen bis zum Jahr 2030 basierend auf dem Finanzplan der Bundesregierung. Ab dem Jahr 2031 eigene
Annahmen (Siehe N KASTEN 10). Die Zinsquote und die Finanzierungsliicke beziehen sich nur auf den Kernhaushalt
des Bundes, wahrend sich die Schuldenstandsquote auf den Gesamtstaat nach Maastrichtabgrenzung bezieht. Weil
die VGR-Revision des Statistischen Bundesamtes vom Juli des Jahres 2026 im Finanzplan 2030 und der Projektion
nicht berlicksichtigt ist, weichen die ausgewiesenen Quoten von der Konjunkturprognose des Sachverstandigenrates

ab.

Quellen: BMF, BMWE, BRH, Bundesregierung, Deutsche Bundesbank, Deutsche Finanzagentur, Ochsner et al. (2026), OECD (2023),

Poghosyan (2014), Statistisches Bundesamt, Unabhangiger Beirat des Stabilitatsrates, Werding et al. (2026)
© Sachverstandigenrat | 26-240-01

des BIP angehoben wird, wiirde den Schuldenanstieg begrenzen und im Jahr
2040 zu einer Schuldenstandsquote von 77,5 % des BIP fiihren. Dies wiirde die
Finanzierungsliicken jedoch auf 4,8 % des BIP im Jahr 2040 anwachsen lassen,
sodass zusitzliche Einnahmen oder Ausgabenkiirzungen erforderlich wiirden.
Ein langsamerer Riickfiilhrungspfad um jahrlich 0,25 Prozentpunkte des BIP
wiirde den Konsolidierungsbedarf im Kernhaushalt strecken und somit die ge-
samtwirtschaftlich kontraktive Wirkung gliatten. Unter diesem Pfad wiirde die
Finanzierungsliicke im Jahr 2035 rund 3,3 % des BIP betragen und bis zum Jahr
2040 auf 4,6 % des BIP steigen. Die Maastricht-Schuldenstands-
quote wiirde in diesem Szenario im Jahr 2037 mit rund 87 % des BIP ihren
Hochststand erreichen und anschlieBend zuriickgehen. vziFFer 107 Die gesamt-
wirtschaftlichen Belastungen der Riickfithrung wiren in diesem Szenario im Ni-
veau vergleichbar mit denen eines schnelleren Riickfithrungspfads, sie wiirden
aber tiber einen langeren Zeitraum verteilt. v zIFFER 123

Die absehbare Finanzierungsliicke in historischem Umfang erfordert unverziigli-
che MaBnahmen zur Konsolidierung. Fiir die Riickfithrung der Kreditfinanzie-
rung der Verteidigungsausgaben iiber die Bereichsausnahme und die begleiten-
de Konsolidierung sollten noch in dieser Legislaturperiode verbindliche Pfade
festgelegt werden, um erhebliche negative gesamtgesellschaftliche Effekte zu
vermeiden, die bei einer spiaten und dann notwendigerweise sehr raschen Kon-
solidierung entstehen wiirden. ~ ZIFFERN 174 F.
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		Jahr		Schuldenstandsquote Finanzplan bis 2030		Schuldenstandsquote Szenario 1: Schnelle Rückführung		Schuldenstandsquote Szenario 2: Langsame Rückführung		Schuldenstandsquote Szenario 3: Keine Rückführung		Finanzierungslücke Finanzplan bis 2030		Finanzierungslücke Szenario 1: Schnelle Rückführung		Finanzierungslücke Szenario 2: Langsame Rückführung		Finanzierungslücke Szenario 3: Keine Rückführung		Zinsquote Finanzplan bis 2030		Zinsquote Szenario 1: Schnelle Rückführung		Zinsquote Szenario 2: Langsame Rückführung		Zinsquote Szenario 3: Keine Rückführung

		2026		66,8								0								0,7						

		2027		69,6								0,1								0,9						

		2028		72,8								0,8								1,1						

		2029		75,7								1,1								1,4						

		2030		78,4		78,4		78,4		78,4		1,2		1,2		1,2		1,2		1,6		1,6		1,6		1,6

		2031				80,8		81,1		81,3				1,8		1,6		1,4				1,7		1,7		1,7

		2032				82,6		83,3		84				2,5		2		1,6				1,9		1,9		1,9

		2033				83,5		84,9		86,3				3,3		2,6		1,9				2		2		2,1

		2034				83,8		86,1		88,5				3,9		3		2,1				2,1		2,1		2,2

		2035				83,4		86,9		90,3				4,4		3,3		2,2				2,1		2,2		2,3

		2036				82,4		87,3		92,1				4,9		3,6		2,3				2,1		2,3		2,5

		2037				81,4		87,3		93,7				4,9		3,9		2,4				2,1		2,3		2,6

		2038				80,1		87		95,1				4,9		4,1		2,5				2,1		2,4		2,7

		2039				78,8		86,3		96,4				4,9		4,4		2,6				2,1		2,4		2,8

		2040				77,5		85,4		97,7				4,8		4,6		2,7				2		2,4		2,9

		

		Titel: Projizierte Schuldenstandsquote, Finanzierungslücke und Zinsquote¹

		1 – Projektionen bis zum Jahr 2030 basierend auf dem Finanzplan der Bundesregierung. Ab dem Jahr 2031 eigene Annahmen (Siehe Kasten 10). Die Zinsquote und die Finanzierungslücke beziehen sich nur auf den Kernhaushalt des Bundes, während sich die Schuldenstandsquote auf den Gesamtstaat nach Maastrichtabgrenzung bezieht. Weil die VGR-Revision des Statistischen Bundesamtes vom Juli des Jahres 2026 im Finanzplan 2030 und der Projektion nicht berücksichtigt ist, weichen die ausgewiesenen Quoten von der Konjunkturprognose des Sachverständigenrates ab. 

		Quellen: BMF, BMWE, BRH, Bundesregierung, Deutsche Bundesbank, Deutsche Finanzagentur, Ochsner et al. (2026), OECD (2023), Poghosyan (2014), Statistisches Bundesamt, Unabhängiger Beirat des Stabilitätsrates, Werding et al. (2026) 

		© Sachverständigenrat | 26-240-01
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Die Konsolidierung sollte wachstumsschonend und unter Beriicksichtigung von
Verteilungsaspekten, Umwelt- und Klimawirkungen vorgenommen werden. x ziF-
FEr 178 Die vom Sachverstindigenrat diskutierten MaBnahmen zum Abbau von
Subventionen sowie zu Reformen der Sozialversicherungen, des Transfersystems
und zur effizienteren Ausgestaltung des Steuersystems haben ein Konsolidie-
rungspotenzial von bis zu 2,2 % des BIP. N zIFFERN 179 FF. Die genannten Potenziale
wiirden die Finanzierungsliicke im Jahr 2040 nicht vollstandig schlieBen. Eine
Erhohung von Umsatz- und Ertragsteuern konnte daher mittelfristig erforder-
lich werden. ~ziFrer 183 Sie sollte jedoch erst nach Ausschopfung der beschriebe-
nen Moglichkeiten eingesetzt werden. Starke Institutionen und Prozesse konnen
die Konsolidierung unterstiitzen und ihre wachstumsschonende Ausgestaltung
absichern. Hierzu sollten die evidenzbasierte Haushaltssteuerung und -beratung
gestarkt ~zIFFer 186 und Offentliche Investitionen etwa durch einen intermodalen
Verkehrsinfrastrukturfonds vor Konsolidierungsdruck geschiitzt und langfristig
verstetigt werden. v zIFFER 178

N ANDERE MEINUNG ZIFFERN 187 FF.

Zwischen Unternehmen im selben Wirtschaftszweig bestehen grofe und persis-
tente Produktivitatsunterschiede, in Deutschland wie auch in den meisten ande-
ren Volkswirtschaften. Hierzulande ist ein Spitzenunternehmen typischer-
weise rund 3,5 bis 5 mal produktiver als ein Unternehmen mit niedri-
ger Produktivitit. Besonders ausgepragt sind diese Unter-
schiede bei Dienstleistungen sowie in Wirtschaftszweigen, die eine hohe Markt-
konzentration aufweisen und in denen Unternehmen intensiv digitale Technolo-
gien nutzen. v zIFFERN 248 FF. In diesen Bereichen der europdischen und deutschen
Wirtschaft gehen die Produktivitatsunterschiede oft mit einer weniger effizien-
ten Allokation von Produktionsfaktoren v ziFrern 260 FF. auf die Unternehmen so-
wie einer stockenden Diffusion von Wissen und Technologien v ziFFer 277 von der
Spitze in die Breite der Unternehmen einher.

Angesichts dieser groBen Unterschiede besteht ein erhebliches Potenzial, durch
die raschere Verbreitung neuer Technologien, eine effizientere Allokation von
Arbeit und Kapital und generell eine stirkere Unternehmensdynamik die ge-
samtwirtschaftliche Produktivitit zu steigern. Das Produktivititswachstum be-
stimmt entscheidend die langfristigen Wachstums- und Wohlstandsperspekti-
ven. Da das Produktivititswachstum in Deutschland und Europa seit Langerem
zuriickgeht , erscheint es umso dringlicher, unausgeschopfte
Potenziale zumindest teilweise zu heben. Zum einen kénnen zuriickliegende Un-
ternehmen aufholen und ihre Produktivitit verbessern, indem sie Technologien,
Praktiken und Wissen produktiverer Unternehmen iibernehmen. Zum anderen
konnen Arbeit und Kapital gezielt von den wenig produktiven zu den hochpro-
duktiven Unternehmen realloziert werden. Dadurch wachsen produktive und
neue Unternehmen, wiahrend wenig produktive Unternehmen schrumpfen oder
den Markt sogar verlassen. In der Realitidt bleiben beide Anpassungsprozesse,
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Produktivitatswachstum riicklaufig, Produktivitatsunterschiede grof3

Wachstum der Arbeitsproduktivitat in Unterschiede der Arbeitsproduktivitat
Deutschland und in der EU zwischen Unternehmen?
%1
30 HU
2,54 SK
2,01 Cz
15- PL
DE
1,0+
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0,5_ NL
0 Y \7/ ES
-0,51 V DK
CH
_1,0 rTtrrrrrr1rrr1r17r1r1rT 1T 1T 1T 1T TrTTrTT1T T T 1TTTT1 T T T T T
1998 01 04 07 10 13 16 19 22 2025 0 2 4 6 8
Perzentilverhaltnis®

EU27 B Verarbeitendes Gewerbe

Dienstleistungen

Deutschland

1 - Dreijahresdurchschnitte. 2 - Im Zeitraum von 2010 bis 2020. HU-Ungarn, SK-Slowakei, CZ-Tschechien, PL-Polen,
DE-Deutschland, PT-Portugal, NL-Niederlande, ES-Spanien, DK-Danemark, CH-Schweiz. 3 - Verhaltnis des 90. zum
10. Perzentil der Arbeitsproduktivitadt innerhalb der 2-Steller-Wirtschaftszweige, gemaf} der Statistischen Systematik
der Wirtschaftszweige in der Europaischen Gemeinschaft (NACE Rev. 2).

Quellen: Eurostat, IWH-CompNet, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 26-238-01

aufgrund von Friktionen und institutionellen Hemmnissen, jedoch oft unvoll-
stindig. Insbesondere die Zahl der Unternehmensgriindungen und -schlieBun-
gen ist in Deutschland vergleichsweise gering.

Wichtige wirtschaftspolitische Handlungsfelder fiir eine raschere Verbreitung
neuer Technologien sowie fiir eine bessere Reallokation von Arbeit und Kapital
liegen in drei Bereichen. Bei Datenschutz und Regulierung sind verlassliche und
attraktive Rahmenbedingungen fiir den Einsatz digitaler Technologien wie bei-
spielsweise kiinstliche Intelligenz erforderlich. v ziFFern 300 F. Bei Wettbewerbspo-
litik und Marktzugang gilt es, ausreichend Wettbewerbsdruck auf bestehende
Unternehmen zu gewdhrleisten, um Produktivitdtsverbesserungen anzuregen
und Unternehmensgriindungen zu erleichtern. yziFFern 305 F. Im Arbeitsmarkt
kann eine hohere Arbeitsmobilitdt zu einer effizienteren Allokation des Faktors
Arbeit und zu einem besseren Wissenstransfer zwischen Unternehmen beitra-
gen. N ZIFFERN 308 F.

FG 2026

Die Sozialversicherungen, bestehend aus Arbeitslosen-, Unfall-, Renten-, Kran-
ken- (GKV) und Pflegeversicherung (SPV), bilden die zentrale Siule der sozialen
Sicherung in Deutschland. Sie sichern private Haushalte gegen wesentliche Le-
bens- und Erwerbsrisiken ab. Die Summe der Beitragssitze, die fiir alle Sozial-
versicherungen auf die beitragspflichtigen Einnahmen der Versicherten erhoben
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		Jahr		Wachstum der Arbeitsproduktivität in Deutschland und in der EU Deutschland		Wachstum der Arbeitsproduktivität in Deutschland und in der EU EU27		Unterschiede der Arbeitsproduktivität zwischen Unternehmen² Verarbeitendes Gewerbe		Unterschiede der Arbeitsproduktivität zwischen Unternehmen² Dienstleistungen

		1998		1,8		1,7				

		1999		1,7		1,9				

		2000		1,7		2,4				

		2001		2,1		2,5				

		2002		1,9		2,4				

		2003		1,4		1,7				

		2004		0,9		1,5				

		2005		1,2		1,3				

		2006		1,5		1,5				

		2007		1,5		1,3				

		2008		0,9		0,8				

		2009		-0,6		-0,2				

		2010		-0,2		0,5				

		2011		0,6		1,2				

		2012		1,9		1,8				

		2013		1,3		1,1				

		2014		0,8		0,7				

		2015		0,8		1				

		2016		1,1		0,9				

		2017		1,4		1,2				

		2018		1,3		1				

		2019		1,1		1,1				

		2020		0,8		1				

		2021		1,1		0,9				

		2022		0,9		0,8				

		2023		0,2		0,1				

		2024		-0,5		0				

		2025		-0,1		0,3				

		HU						5,1		7,2

		SK						5,1		7,5

		CZ						4,3		5,2

		PL						4,1		4,6

		DE						3,4		4,9

		PT						3,3		4,1

		NL						3,1		5,3

		ES						3,1		3,3

		DK						2,9		3,5

		CH						2,8		3,5

		

		Titel: Produktivitätswachstum rückläufig, Produktivitätsunterschiede groß

		1 – Dreijahresdurchschnitte. 2 – Im Zeitraum von 2010 bis 2020. HU-Ungarn, SK-Slowakei, CZ-Tschechien, PL-Polen, DE-Deutschland, PT-Portugal, NL-Niederlande, ES-Spanien, DK-Dänemark, CH-Schweiz. 3 – Verhältnis des 90. zum 10. Perzentil der Arbeitsproduktivität innerhalb der 2-Steller-Wirtschaftszweige, gemäß der Statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft (NACE Rev. 2). 

		Quellen: Eurostat, IWH-CompNet, eigene Berechnungen 
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m Kurzfassung - Finanzpolitik vor harten Entscheidungen

werden (,,Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz®), betragt 42,3 % im Jahr
2026. Dieser Beitragssatz diirfte in den kommenden Jahrzehnten auf-
grund des demografischen Wandels substanziell steigen. Simulationen
des Sachverstiandigenrates legen einen Anstieg auf 45,4 % im Jahr 2030 nahe.

Bis zum Jahr 2040 steigt der Beitragssatz auf 49,7 %. Auch
danach setzt sich der Anstieg fort, wenngleich langsamer. ~ zIFFER 346

Die Simulationen zeigen weiterhin, dass jiingere Geburtsjahrgéange tiber ihr Er-
werbsleben hinweg einen deutlich hoheren Anteil ihres Lebenserwerbseinkom-
mens fiir Sozialversicherungsbeitrige aufwenden miissen als dltere Jahrginge.
N7ZIFFER 349 Die steigenden Beitrdage verschieben damit — in Kombination mit der
derzeitigen schuldenfinanzierten Fiskalpolitik — Lasten auf heute jlingere und
ungeborene Generationen. Vor diesem Hintergrund verscharfen sich sowohl in-
tergenerationelle Verteilungskonflikte als auch der Zielkonflikt zwischen einem
angemessenen Leistungsniveau und einer langfristig tragfahigen Finanzierung
deutlich.

Bereits heute ist die Abgabenbelastung auf Arbeitseinkommen in Deutschland
im internationalen Vergleich sehr hoch. Anhaltend steigende Sozialversiche-
rungsbeitragssitze vergroBern den Abstand zwischen den Nettolohnen der pri-
vaten Haushalte und den Arbeitskosten der Unternehmen. v ziFrer 350 Fiir priva-

Projizierte Beitragssatzentwicklung und gesamtwirtschaftliche Effekte

704
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Projizierte Entwicklung des Gesamtsozi- Makro6konomische Effekte steigender So-
aIversicherungsbeitragssatzes1 zialversicherungsbeitrage

Prozentuale Abweichung im Vergleich zu
einer Projektion mit konstanten Beitrags-

% der beitragspflichtigen Einnahmen 054 satzen
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O _310 > 23 .
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Einkommen?
Gkv H spv ALV Ochsner (2026)*
=@= Basisszenario Gesamtsozialversi- nach 5 Jahren [ nach 10 Jahren

cherungsbeitragssatz

Huther et al. (2025)°
nach 5 Jahren [ nach 10 Jahren

1 - GRV-Gesetzliche Rentenversicherung, GKV-Gesetzliche Krankenversicherung, SPV-Soziale Pflegeversicherung,
ALV-Arbeitslosenversicherung. Angaben fur GKV und SPV inkl. durchschnittlicher Zusatzbeitrage bzw. Beitragszu-
schlage und -abschlage nach Kinderzahl. 2 - In Preisen des Jahres 2020. 3 - Nur privater Konsum. 4 - Dargestellt
sind die Mediane mit 90 %-Konfidenzintervall. 5 - Keine Unsicherheitsmafle angegeben.

Quellen: BA, BMAS, BMF, BMG, DRV, Huther et al. (2025), Ochsner (2026), SIM.24, Statistisches Bundesamt
© Sachverstandigenrat | 26-141-01
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		Jahr		Projizierte Entwicklung des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes¹ GRV		Projizierte Entwicklung des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes¹ GKV		Projizierte Entwicklung des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes¹ SPV		Projizierte Entwicklung des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes¹ ALV		Projizierte Entwicklung des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes¹ Basisszenario Gesamtsozialversicherungsbeitragssatz		Makroökonomische Effekte steigender Sozialversicherungsbeiträge Ochsner (2026)⁴ nach 5 Jahren		Makroökonomische Effekte steigender Sozialversicherungsbeiträge Ochsner (2026)⁴ nach 5 Jahren, untere Grenze		Makroökonomische Effekte steigender Sozialversicherungsbeiträge Ochsner (2026)⁴ nach 5 Jahren, obere Grenze		Makroökonomische Effekte steigender Sozialversicherungsbeiträge Ochsner (2026)⁴ nach 10 Jahren		Makroökonomische Effekte steigender Sozialversicherungsbeiträge Ochsner (2026)⁴ nach 10 Jahren, untere Grenze		Makroökonomische Effekte steigender Sozialversicherungsbeiträge Ochsner (2026)⁴ nach 10 Jahren, obere Grenze		Makroökonomische Effekte steigender Sozialversicherungsbeiträge Hüther et al. (2025)⁵ nach 5 Jahren		Makroökonomische Effekte steigender Sozialversicherungsbeiträge Hüther et al. (2025)⁵ nach 10 Jahren

		2000		19,3		13,6		1,7		6,5		41,1																

		2001		19,1		13,6		1,7		6,5		40,9																

		2002		19,1		14		1,7		6,5		41,3																

		2003		19,5		14,3		1,7		6,5		42																

		2004		19,5		14,2		1,7		6,5		41,9																

		2005		19,5		14,6		1,8		6,5		42,4																

		2006		19,5		14,2		1,8		6,5		42																

		2007		19,9		14,8		1,8		4,2		40,7																

		2008		19,9		14,9		1,9		3,3		40																

		2009		19,9		15,2		2		2,8		39,9																

		2010		19,9		14,9		2		2,8		39,6																

		2011		19,9		15,5		2		3		40,4																

		2012		19,6		14,7		2		3		39,3																

		2013		18,9		15,2		2,1		3		39,2																

		2014		18,9		15,4		2,1		3		39,4																

		2015		18,7		15,7		2,4		3		39,8																

		2016		18,7		15,7		2,4		3		39,8																

		2017		18,7		15,7		2,6		3		40																

		2018		18,6		15,6		2,6		3		39,8																

		2019		18,6		15,5		3,1		2,5		39,8																

		2020		18,6		15,7		3,1		2,4		39,9																

		2021		18,6		15,9		3,1		2,4		40																

		2022		18,6		15,9		3,2		2,4		40,1																

		2023		18,6		16,2		3,3		2,6		40,7																

		2024		18,6		16,3		3,5		2,6		41																

		2025		18,6		17,1		3,7		2,6		42																

		2026		18,6		17,5		3,7		2,6		42,3																

		2027		19,4		17,7		4,3		2,6		44																

		2028		19,8		17,8		4,5		2,6		44,7																

		2029		19,8		18		4,6		2,6		45																

		2030		20		18,2		4,7		2,6		45,4																

		2031		20,2		18,3		4,7		2,6		45,9																

		2032		20,6		18,4		4,7		2,6		46,4																

		2033		20,8		18,6		4,8		2,7		46,9																

		2034		21		18,7		4,8		2,8		47,3																

		2035		21,2		18,9		4,8		2,8		47,7																

		2036		21,3		19,1		4,8		2,9		48,1																

		2037		21,5		19,3		4,9		2,9		48,5																

		2038		21,6		19,4		5		2,9		48,9																

		2039		21,7		19,6		5,1		3		49,3																

		2040		21,8		19,8		5,2		3		49,8																

		2041		21,9		20		5,3		3		50,2																

		2042		22		20,1		5,4		3		50,6																

		2043		22,2		20,3		5,5		3,1		51																

		2044		22,3		20,4		5,6		3,1		51,4																

		2045		22,4		20,6		5,7		3,1		51,9																

		2046		22,6		20,7		5,8		3,2		52,3																

		2047		22,7		20,8		5,9		3,2		52,6																

		2048		22,9		20,9		6		3,2		53																

		2049		23		21		6,1		3,2		53,4																

		2050		23,2		21,1		6,2		3,3		53,7																

		2051		23,3		21,2		6,3		3,3		54,1																

		2052		23,5		21,3		6,3		3,3		54,4																

		2053		23,7		21,3		6,4		3,4		54,7																

		2054		23,8		21,4		6,4		3,4		55																

		2055		23,9		21,4		6,4		3,4		55,2																

		2056		24		21,5		6,5		3,4		55,4																

		2057		24,1		21,5		6,5		3,5		55,6																

		2058		24,2		21,6		6,5		3,5		55,8																

		2059		24,3		21,6		6,5		3,5		56																

		2060		24,4		21,7		6,5		3,6		56,2																

		2061		24,5		21,8		6,5		3,6		56,4																

		2062		24,7		21,8		6,5		3,6		56,6																

		2063		24,8		21,9		6,5		3,6		56,8																

		2064		24,9		21,9		6,5		3,7		57																

		2065		25		22		6,6		3,7		57,2																

		2066		25,1		22,1		6,6		3,7		57,5																

		2067		25,2		22,2		6,7		3,7		57,7																

		2068		25,3		22,2		6,7		3,8		58																

		2069		25,4		22,3		6,8		3,8		58,2																

		2070		25,5		22,4		6,9		3,8		58,5																

		2071		25,6		22,4		6,9		3,8		58,7																

		2072		25,6		22,5		7		3,8		58,9																

		2073		25,7		22,5		7,1		3,8		59,1																

		2074		25,8		22,5		7,1		3,8		59,3																

		2075		25,8		22,5		7,2		3,8		59,4																

		2076		25,9		22,6		7,2		3,9		59,5																

		2077		25,9		22,6		7,2		3,9		59,6																

		2078		26		22,6		7,3		3,9		59,7																

		2079		26,1		22,5		7,3		3,9		59,8																

		2080		26,1		22,5		7,3		3,9		59,8																

		BIP²												-0,6		-0,7		-0,5		-0,9		-1,1		-0,7		-0,5		-0,5

		Konsum², ³												-1,1		-1,3		-0,9		-1,9		-2,2		-1,6		-1,2		-2,3

		Verfügbare Einkommen²												-1		-1,2		-0,8		-1,6		-1,9		-1,3		-1,4		-2,4

		

		Titel: Projizierte Beitragssatzentwicklung und gesamtwirtschaftliche Effekte

		1 – GRV-Gesetzliche Rentenversicherung, GKV-Gesetzliche Krankenversicherung, SPV-Soziale Pflegeversicherung, ALV-Arbeitslosenversicherung. Angaben für GKV und SPV inkl. durchschnittlicher Zusatzbeiträge bzw. Beitragszuschläge und -abschläge nach Kinderzahl. 2 – In Preisen des Jahres 2020. 3 – Nur privater Konsum. 4 – Dargestellt sind die Mediane mit 90 %-Konfi­denzintervall. 5 – Keine Unsicher­heits­maße angegeben. 

		Quellen: BA, BMAS, BMF, BMG, DRV, Hüther et al. (2025), Ochsner (2026), SIM.24, Statistisches Bundesamt 
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te Haushalte verringert dies die verfiigbaren Einkommen, was den privaten Kon-
sum und die Erwerbsanreize dimpft. Fiir Unternehmen steigen die Arbeitskos-
ten, was Arbeitsnachfrage und Investitionen belastet. yziFFern 360 UND 372 Daher
ist zu erwarten, dass der steigende Gesamtsozialversicherungsbei-
tragssatz das BIP bis zum Jahr 2035 im Vergleich zu einer Entwick-
lung bei konstantem Beitragssatz in der Gro3enordnung von 0,5 bis
0,9 % dampft. N zIFFER 379

Um den Anstieg der Beitragssiitze zu begrenzen, kommt es darauf an,
den Ausgabenanstieg zu verlangsamen und die Einnahmenbasis zu
stabilisieren. vziFFEr 381 So sollten Reformen den demografisch bedingten
Ausgabendruck insbesondere in der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) ab-
mildern. yzIFFer 383 Zur Starkung der Einnahmenseite konnen MafBnahmen hel-
fen, die eine Erhohung des Arbeitsvolumens bewirken, wie z. B. eine lingere Er-
werbsphase, eine hohere Erwerbsbeteiligung und bessere Anreize zur Auswei-
tung der Arbeitszeit. v zIFFEr 396 Die nachhaltige Stirkung der Bemessungsgrund-
lage erfordert Reformen zur Steigerung des Produktivititswachstums. v ziFFer 397
Eine von manchen Seiten vorgeschlagene Ausweitung der Beitragsbemessungs-
grundlage auf weitere Einkunftsarten wire fiir Versicherungszweige mit Lohner-
satzfunktion wenig sachgerecht. vzFrer 388 Nicht beitragsgedeckte Leistun-
gen (NBL) sollten steuerfinanziert werden, wenn sie klar begriindete gesamtge-
sellschaftliche Aufgaben erfiillen. Zugleich ist zu priifen, ob einzelne NBL sach-
lich gerechtfertigt sind. v zIFFERN 389 UND 394

N ANDERE MEINUNG ZIFFERN 398 FF.

Das Krankenversicherungssystem in Deutschland soll einen verlédsslichen Zu-
gang zu medizinisch notwendiger Versorgung sicherstellen und Betroffene vor
finanzieller Uberforderung durch hohe Behandlungskosten schiitzen. Rund
90 % der Bevolkerung sind in der GKV versichert. Die GKV wird solidarisch iiber
einkommensabhingige Beitrige im Umlageverfahren finanziert und gewahrt
Leistungen unabhingig vom individuellen Krankheitsrisiko. ~zIFFern 426 FF. Die
Private Krankenversicherung (PKV) erhebt einkommensunabhingige Beitrige,
die risikobasiert kalkuliert und teilweise fiir eine Kapitaldeckung hoherer Ge-
sundheitskosten im Alter angespart werden. v ziFFern 440 FF. Die Gesundheitsaus-
gaben in Deutschland zdhlen mit 11,7 % des BIP zu den hochsten im europai-
schen Vergleich. ~vziFrer 447 Indikatoren der Versorgungseffizienz zeigen, dass
Deutschland trotz dieser hohen Ausgaben bei zentralen Gesundheits-

indikatoren lediglich im Bereich des OECD-Durchschnitts liegt. ~ zIFFer
452

Die Ausgaben in der GKV sind zwischen 2005 und 2025 preisbereinigt um rund
64 % gestiegen. v zIFFer 430 Im selben Zeitraum sind die beitragspflichtigen Ein-
nahmen preisbereinigt lediglich um knapp 31 % angestiegen. Zur Deckung der
Ausgaben wurde der durchschnittliche Beitragssatz zur GKV daher in diesem
Zeitraum von 14,2 % auf 17,1 % erhoht. Im Jahr 2026 diirfte er 17,5 % betragen.
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v7IFFER 432 Der Anstieg des Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzes ist deshalb
wesentlich vom Beitragssatzanstieg der GKV verursacht. Unter dem gelten-
den Recht wird der durchschnittliche GKV-Beitragssatz bis zum Jahr
2040 voraussichtlich auf 19,8 % ansteigen.

Der Ausgabenanstieg in der GKV ist zum einen auf allgemeine wirtschaftliche,
gesellschaftliche und technologische Trends zuriickzufiihren. Hierzu zdhlen die
demografische Alterung, wziFrer 454 das Einkommenswachstum, v ziFFer 455 die
Verbreitung gesundheitsschiadlicher Lebensstile yziFFer 456 sowie der medizi-
nisch-technische Fortschritt. vziFFern 458 F. Zum anderen tragen auch institutio-
nelle Faktoren des deutschen Gesundheitssystems dazu bei, insbesondere Mo-
ral-Hazard-Effekte infolge der weitgehenden Vollversicherung und begrenzte
Steuerungsinstrumente auf der Leistungsseite. Besonders stark stiegen zuletzt
die Ausgaben fiir Krankenhausbehandlungen und Arzneimittel.

In der GKV sollte der Ausgabenanstieg begrenzt werden, indem die
verfiigbaren Mittel weniger ineffizient eingesetzt werden. Im Kranken-
hausbereich bieten Reformen, die auf eine hohere Spezialisierung, klare Quali-
tatsvorgaben und eine geringere Abhingigkeit der Finanzierung von Fallzahlen
abzielen, erhebliche Potenziale zur Verringerung der Ineffizienz. wziFFERN 487 FF.
Zudem konnte der Anstieg der Arzneimittelausgaben gedampft werden, indem
die Bepreisung innovativer Arzneimittel konsequent am therapeutischen Zusatz-
nutzen ausgerichtet wird. v ziIFFer 493 Hohere allgemeine Kostenbeteiligungen der
Versicherten sind hingegen nur begrenzt geeignet, da sie auch die Inanspruch-
nahme notwendiger Leistungen der Versicherten reduzieren konnen. ziFFern

481 Fr. Um den Ausgabenanstieg langfristig abzumildern, sollte die im europai-

Anteil der Ausgaben am Gesamtanstieg der GKV-Ausgaben
im Zeitraum der Jahre 2005 bis 2025

in %
304
25
20+
154
104
5 -
O -
Kran-  Arznei- Arzt- Kran-  Pflege? Heil- Sons- Fahr- Hilfs- Zahn- Netto-
ken- mittel liche ken- mittel tige kosten mittel arztl. Verwal-
haus- Be- geld Aus- Be- tungs-
be- hand- gaben® hand-  kosten
hand- lung lung
lung

1 - Werte fur das Jahr 2025 auf Basis der vorlaufigen Rechnungsergebnisse. 2 - Behandlungspflege und hausliche
Krankenpflege. 3 - Reha und Vorsorge, FriherkennungsmafSnahmen, Schwangerschaft/Mutterschaft und sonstige
Ausgaben.

Quellen: BMG, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 26-139-01
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		Leistungsbereich		Anteil der Ausgaben am Gesamtanstieg der GKV-Ausgaben (in %)

		Krankenhausbehandlung		27,8

		Arzneimittel		15,6

		Ärztliche Behandlung		15,4

		Krankengeld		9,9

		Pflege²		7,1

		Heilmittel		7

		Sonstige Ausgaben³		6,1

		Fahrkosten		4,7

		Hilfsmittel		3,3

		Zahnärztl. Behandlung		2,7

		Netto-Verwaltungskosten		0,3

		

		Titel: Anteil der Ausgaben am Gesamtanstieg der GKV-Ausgaben im Zeitraum der Jahre 2005 bis 2025¹

		1 – Werte für das Jahr 2025 auf Basis der vorläufigen Rechnungsergebnisse. 2 – Behandlungspflege und häusliche Krankenpflege. 3 – Reha und Vorsorge, Früherkennungsmaßnahmen, Schwangerschaft/Mutterschaft und sonstige Ausgaben. 

		Quellen: BMG, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 

		© Sachverständigenrat | 26-139-01



AbbK06.csv: Die Datei steckt in dieser PDF. Öffnet der Klick sie nicht, steht sie in der Liste der Anlagen (Büroklammer).
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schen Vergleich schwach ausgeprigte Gesundheitspriavention in Deutschland
durch verbindliche Standards fiir gesunde Erndhrung in Kitas und Schulen, Ein-
schrankungen von Werbung, z. B. fiir gesundheitsschiadliche Produkte sowie
durch hohere Steuern oder Mindestpreise auf Tabak, Alkohol und stark zucker-
haltige Lebensmittel, gestarkt werden. y zIFFERN 476 FF.

Reformen zur Steigerung der Einnahmen konnen erginzend zur Stabilisierung
der GKV beitragen, ersetzen jedoch nicht die notwendigen strukturellen Anpas-
sungen auf der Ausgabenseite. Die Belastung der GKV durch NBL kénnte entwe-
der durch eine Erhohung der Bundeszuschiisse oder eine Verringerung dieser
Leistungen gesenkt werden. yzIFFer 495 Hierzu kann auch eine Abschaffung der
beitragsfreien Mitversicherung von nicht kindererziehenden Ehepartnerinnen
und Ehepartnern die GKV beitragen. Gleichzeitig wiirde dies die Erwerbsanreize
von Zweitverdienenden erhohen. ~ziFFErN 496 F. Eine Ausweitung der Bemes-
sungsgrundlage konnte die Einnahmenbasis der GKV verbreitern, zugleich je-
doch Ausweichreaktionen in die PKV auslésen. Durch eine Einbeziehung von

Beamtinnen und Beamten konnte die Finanzierung der GKV gestirkt werden.
N ZIFFERN 499 F.

Pflegebediirftigkeit ist ein elementares Lebensrisiko. Sie ist mit erheblichen or-
ganisatorischen und finanziellen Belastungen fiir Betroffene und ihre Angehori-
gen verbunden. In Deutschland waren im Jahr 2024 rund sechs Millionen Men-
schen nach der Definition des Sozialrechts pflegebediirftig. vziFrern 518 FF. Die
pflegerische Versorgung erfolgt in einem Mix aus informeller, ambu-
lanter und stationirer Pflege. v ziFrern 524 FF. Rund 74 % der Pflegebediirfti-
gen werden zuhause durch Angehérige oder ambulante Pflegedienste versorgt.
Die informelle Pflege wird iiberwiegend von Personen im erwerbsfihigen Alter
und dabei vor allem von Frauen geleistet. v zIFFER 525

Im Jahr 1995 wurde die umlagefinanzierte SPV eingefiihrt. Sie ist als Teilversi-
cherung ausgestaltet, d. h. sie iibernimmt einen Teil der Pflegekosten. vziFrFern

533 F. Den verbleibenden Teil miissen Pflegebediirftige selbst tragen. Aufgrund
der Lohnsteigerungen im Pflegesektor sind die Eigenanteile in der stationédren
Versorgung, die rund 14 % der Pflegebediirftigen betrifft, in den vergangenen
Jahren deutlich gestiegen. ~zIFFERN 549 FF. Sie miissen aus Einkommen und Ver-
mogen oder durch private Zusatzvorsorge finanziert werden. N zIFFERN 552 FF. Rei-
chen diese Mittel nicht aus, besteht Anspruch auf bedarfsgepriifte Sozialhilfe in
Form der ,Hilfe zur Pflege“. v zIFFER 557

Die Ausgaben der SPV sind insbesondere seit dem Jahr 2017 stark gestiegen.
NZIFFERN 541 FF. Verantwortlich hierfiir ist vor allem das 2. Pflegestiarkungsgesetz
(PSG II), das sowohl den Zugang zu Leistungen der SPV vereinfacht als auch den
Umfang der Leistungen ausgeweitet hat. Der Ausgabenanstieg
hat in der Folge zu hoheren Beitragssitzen gefiihrt, wihrend die demografische
Alterung bislang nur in begrenztem MafBle zum Ausgabenanstieg beigetragen hat.
Sie diirfte kiinftig aber zum maBgeblichen Treiber werden. vziFFErRN 564 FF. Mit
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dem wachsenden Anteil von Menschen in hohem Alter steigt die Anzahl der Pfle-
gebediirftigen und damit die Anzahl der Leistungsempfangenden. Gleichzeitig
sinkt der Anteil der Personen im Erwerbsalter, sodass die beitragspflichtigen
Einnahmen nicht im gleichen MaBe Schritt halten konnen. Daraus ergibt sich
ein strukturelles Finanzierungsproblem der umlagefinanzierten SPV,
das langfristig zu weiter steigenden Beitragssatzen fiithren diirfte. NzIFFERN 564 FF.

Bisherige Reformen der SPV zielten vor allem auf eine Verbesserung der pflege-
rischen Versorgung ab. Kiinftige Reformen sollten die Finanzierung generatio-
nengerechter gestalten sowie eine bedarfsgerechte Versorgung und die Eigenver-
antwortung der Pflegebediirftigen beriicksichtigen. Dabei ist der Zielkonflikt
zwischen Umfang der Leistungen, Hohe des Beitragssatzes und Hohe der Eigen-
anteile zu 16sen. Dies kann eine einzelne MafBnahme nicht leisten, vielmehr ist
ein Biindel von MaSinahmen notwendig.

Zur Begrenzung des Ausgabenwachstums sollte der Zugang zu Leistungen der
SPV restriktiver ausgestaltet werden. Dafiir sollte der im Jahr 2013 neu gefasste
Pflegebediirftigkeitsbegriff tiberpriift und stirker an fachlichen Empfehlungen
ausgerichtet werden. Dies wiirde die Anzahl der Pflegebediirftigen reduzieren
und zugleich den durchschnittlichen Pflegegrad senken. ~ziFFERN 576 FF. Zudem
sollten wenig zielgenaue Leistungen reduziert werden. Dies betrifft insbesondere
den Leistungszuschlag in der stationdren Versorgung ~zIFFERN 586 FF. sowie den
Entlastungsbetrag, v ziFrern 579 FF. auf die im Jahr 2025 rund 15 % der Gesamt-
ausgaben der SPV entfielen. Eine Orientierung der Leistungsdynamisierung an
der Kostenentwicklung, die im Wesentlichen durch die Lohnentwicklung be-
stimmt ist, wiirde zwar das Leistungsniveau langfristig stabilisieren und steigen-
den Eigenanteilen entgegenwirken, sie wiirde aber die Beitragssitze deutlich er-
hohen. Die daraus entstehende finanzielle Belastung triafe vor allem jlingere Ge-
nerationen und wiirde intergenerationelle Verteilungskonflikte verschirfen. v zir-
FER 349 Um das Leistungsniveau der SPV zu stabilisieren und die Finanzierung
generationengerechter auszugestalten, sollte daher eine kohortenspezifische Ka-
pitaldeckung innerhalb der SPV eingefiihrt werden. v zIFFERN 591 FF.

Wird die kohortenspezifische Kapitaldeckung mit den vorgeschlagenen
Reformen zur Dampfung des Ausgabenanstiegs kombiniert, wiirde der Beitrags-
satz langfristig anndhernd auf dem aktuellen Niveau stabilisiert werden.

N ANDERE MEINUNG ZIFFERN 600 FF.
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Effekte vergangener und kiinftiger Reformen in der SPV

Einfluss der PSG-lI-Reform auf die Entwick- Entwicklung des durchschnittlichen Ge-
lung der Pflegebediirftigkeit samtbeitragssatzes* zur SPV (Umlage-
beitragssatz + Zusatzbeitragssatz)

Leistungsempfanger der SPV je 100 Ein- Durchschnittlicher Gesamtbeitragssatz4 in

8- wohner* g%

7 7

6

54

44

34

21 21

14 14

0 —T T T T T T T T T T T T T T 0 T T T T T T T T T T

2009 11 13 15 17 19 21 2024 2026 35 40 45 50 55 60 65 70 752080

Basisszenario®

Ist-Entwicklung

Altersstandardisiert? (Basis = 2009) Inflationsdynamisierung6
= Entwicklung ohne PSG II° Inflationsdynamisierung® kombiniert mit Ab-
Reformeffekt PSG II schaffung Entlastungsbetrag’ und Leistungs-
8 9
Demografieeffekt zuschlag® + Schwellenwertanpassung
Nachhaltigkeitsfaktor'®

— — Nachhaltigkeitsfaktor'® kombiniert mit Ab-
schaffung Entlastungsbetrag” und Leistungs-
zuschlag® + Schwellenwertanpassung®

1 - Ab dem Jahr 2011: Ergebnisse auf Grundlage des Zensus 2011, ab dem Jahr 2022: Ergebnisse auf Grundlage
des Zensus 2022. 2 - Als Basis fur die Altersstandardisierung wurde das Jahr 2009 zugrunde gelegt. 3 - Als Basis
dient die altersstandardisierte Zeitreihe, die ab dem Jahr 2017 mit dem linearen Trend der Jahre 2009 bis 2016 fort-
geschrieben wird. 4 - Gewichteter Durchschnitt der altersspezifischen Gesamtbeitragssatze mit der Kohortenstarke
(Anzahl der Versicherten je Altersjahr) als Gewicht. 5 - Fortschreibung des geltenden Rechts, bei erwarteter demogra-
fischer Entwicklung und unter Annahme einer an die Bruttolohnentwicklung gekoppelten Dynamisierung der Leistun-
gen. 6 - Kohortenspezifische Kapitaldeckung mit Inflationsdynamisierung. 7 - Das Ausgabenvolumen des Entlas-
tungsbetrags wird in der BMG-Finanzstatistik nicht separat ausgewiesen. Als Naherung dient die Kategorie ,Zuséatz-
liche ambulante Betreuungs- und Entlastungsleistungen®. Deren rechnerische Inanspruchnahme lag im Jahr 2023
bei rund 40 % der ambulant versorgten Pflegebedurftigen und wird im Simulationszeitraum als konstant ange-
nommen. 8 - Begrenzung des Eigenanteils an den pflegebedingten Aufwendungen nach § 43¢ SGB XI. 9 - Die
Schwellenwerte innerhalb der einzelnen Module des NBA legen fest, wie sich die in der Begutachtung tatsachlich er-
reichten Punkte in gewichtete Punkte des NBA Ubersetzen, und beeinflussen damit die Gesamtpunktzahl im jewei-
ligen Modul. In diesem Szenario werden diese Schwellenwerte zusatzlich zum Szenario (PG) fiir die Module 1, 4 und
6 auf das vom Expertenbeirat im Jahr 2013 empfohlene Niveau angehoben. 10 - Kohortenspezifische Kapital-
deckung mit Lohndynamisierung und Nachhaltigkeitsfaktor. Der Nachhaltigkeitsfaktor wird berechnet aus der jahrli-
chen Anderung des Verhéltnisses des Pflegebediirftigkeitsquotienten multipliziert mit einem Betafaktor in H5he von
0,5. Der Pflegebedurftigkeitsquotient ist dabei definiert als das Verhéltnis der Pflegebedurftigen zu den Beitragszah-
lenden.

Quellen: BMG, SIM.24, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen
© Sachverstandigenrat | 26-142-01
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		Jahr		Einfluss der PSG-II-Reform auf die Entwicklung der Pflegebedürftigkeit Ist-Entwicklung		Einfluss der PSG-II-Reform auf die Entwicklung der Pflegebedürftigkeit Altersstandardisiert² (Basis = 2009)		Einfluss der PSG-II-Reform auf die Entwicklung der Pflegebedürftigkeit Entwicklung ohne PSG II³		Einfluss der PSG-II-Reform auf die Entwicklung der Pflegebedürftigkeit _basis		Einfluss der PSG-II-Reform auf die Entwicklung der Pflegebedürftigkeit Reformeffekt PSG II		Einfluss der PSG-II-Reform auf die Entwicklung der Pflegebedürftigkeit Demografieeffekt		Entwicklung des durchschnittlichen Gesamtbeitragssatzes⁴ zur SPV (Umlagebeitragssatz + Zusatzbeitragssatz) Basisszenario⁵		Entwicklung des durchschnittlichen Gesamtbeitragssatzes⁴ zur SPV (Umlagebeitragssatz + Zusatzbeitragssatz) Inflationsdynamisierung⁶		Entwicklung des durchschnittlichen Gesamtbeitragssatzes⁴ zur SPV (Umlagebeitragssatz + Zusatzbeitragssatz) Inflationsdynamisierung⁶ kombiniert mit Abschaffung Entlastungsbetrag⁷ und Leistungszuschlag⁸ + Schwellenwertanpassung⁹		Entwicklung des durchschnittlichen Gesamtbeitragssatzes⁴ zur SPV (Umlagebeitragssatz + Zusatzbeitragssatz) Nachhaltigkeitsfaktor¹⁰		Entwicklung des durchschnittlichen Gesamtbeitragssatzes⁴ zur SPV (Umlagebeitragssatz + Zusatzbeitragssatz) Nachhaltigkeitsfaktor¹⁰ kombiniert mit Abschaffung Entlastungsbetrag⁷ und Leistungszuschlag⁸ + Schwellenwertanpassung⁹

		2009		2,7		2,7		2,7		2,7		0		0										

		2010		2,8		2,7		2,8		2,8		0		0,1										

		2011		2,9		2,8		2,8		2,8		0		0,1										

		2012		3		2,8		2,8		2,8		0		0,2										

		2013		3,1		2,9		2,9		2,9		0		0,2										

		2014		3,2		2,9		2,9		2,9		0		0,3										

		2015		3,2		2,9		2,9		2,9		0		0,3										

		2016		3,3		3		3		3		0		0,3										

		2017		4		3,6		3		3		0,5		0,4										

		2018		4,4		3,9		3,1		3,1		0,9		0,5										

		2019		4,8		4,2		3,1		3,1		1,1		0,6										

		2020		5,2		4,5		3,1		3,1		1,3		0,7										

		2021		5,5		4,7		3,2		3,2		1,5		0,8										

		2022		5,9		5		3,2		3,2		1,7		0,9										

		2023		6,3		5,3		3,3		3,3		2		1										

		2024		6,8		5,7		3,3		3,3		2,3		1,1										

		2026														3,7		3,7		3,7		3,7		3,7

		2027														4,3		5,7		4,7		5,5		4

		2028														4,5		5,7		4,7		5,5		4

		2029														4,6		5,8		4,7		5,5		4

		2030														4,7		5,7		4,1		5,5		4

		2031														4,7		5,7		4		5,5		4

		2032														4,7		5,6		3,9		5,5		4

		2033														4,8		5,6		3,8		5,5		3,9

		2034														4,8		5,5		3,7		5,4		3,6

		2035														4,8		5,5		3,7		5,4		3,6

		2036														4,8		5,5		3,6		5,4		3,6

		2037														4,9		5,4		3,6		5,4		3,6

		2038														5		5,4		3,6		5,3		3,6

		2039														5,1		5,4		3,6		5,3		3,6

		2040														5,2		5,4		3,6		5,4		3,6

		2041														5,3		5,5		3,6		5,4		3,6

		2042														5,4		5,5		3,6		5,4		3,6

		2043														5,5		5,5		3,6		5,4		3,7

		2044														5,6		5,5		3,6		5,4		3,7

		2045														5,7		5,6		3,7		5,5		3,8

		2046														5,8		5,6		3,7		5,5		3,8

		2047														5,9		5,6		3,7		5,5		3,9

		2048														6		5,6		3,7		5,5		3,9

		2049														6,1		5,6		3,7		5,5		3,9

		2050														6,2		5,6		3,7		5,6		3,9

		2051														6,3		5,6		3,7		5,6		3,9

		2052														6,3		5,6		3,7		5,6		4

		2053														6,4		5,6		3,7		5,6		4

		2054														6,4		5,6		3,7		5,6		4

		2055														6,4		5,5		3,7		5,6		4

		2056														6,4		5,5		3,7		5,6		4

		2057														6,4		5,5		3,7		5,6		4

		2058														6,4		5,5		3,6		5,5		4

		2059														6,5		5,5		3,6		5,6		4

		2060														6,5		5,5		3,6		5,6		4

		2061														6,5		5,4		3,6		5,6		4

		2062														6,5		5,4		3,6		5,6		4

		2063														6,5		5,4		3,6		5,6		4

		2064														6,5		5,4		3,6		5,5		4

		2065														6,5		5,4		3,6		5,5		4

		2066														6,6		5,4		3,6		5,6		4,1

		2067														6,7		5,4		3,6		5,6		4,1

		2068														6,7		5,4		3,6		5,6		4,1

		2069														6,8		5,4		3,6		5,6		4,1

		2070														6,9		5,4		3,6		5,6		4,1

		2071														6,9		5,4		3,6		5,6		4,1

		2072														7		5,4		3,6		5,7		4,2

		2073														7,1		5,4		3,6		5,7		4,2

		2074														7,1		5,3		3,6		5,7		4,2

		2075														7,2		5,3		3,6		5,7		4,2

		2076														7,2		5,3		3,6		5,7		4,2

		2077														7,2		5,3		3,6		5,7		4,2

		2078														7,3		5,3		3,6		5,7		4,2

		2079														7,3		5,3		3,6		5,7		4,2

		2080														7,3		5,3		3,5		5,7		4,2

		

		Titel: Effekte vergangener und künftiger Reformen in der SPV

		1 – Ab dem Jahr 2011: Ergebnisse auf Grundlage des Zensus 2011, ab dem Jahr 2022: Ergebnisse auf Grundlage des Zensus 2022. 2 – Als Basis für die Altersstandardisierung wurde das Jahr 2009 zugrunde gelegt. 3 – Als Basis dient die altersstandardisierte Zeitreihe, die ab dem Jahr 2017 mit dem linearen Trend der Jahre 2009 bis 2016 fortgeschrieben wird. 4 – Gewichteter Durchschnitt der altersspezifischen Gesamtbeitragssätze mit der Kohortenstärke (Anzahl der Versicherten je Altersjahr) als Gewicht. 5 – Fortschreibung des geltenden Rechts, bei erwarteter demografischer Entwicklung und unter Annahme einer an die Bruttolohnentwicklung gekoppelten Dynamisierung der Leistungen. 6 – Kohortenspezifische Kapitaldeckung mit Inflationsdynamisierung. 7 – Das Ausgabenvolumen des Entlastungsbetrags wird in der BMG-Finanzstatistik nicht separat ausgewiesen. Als Näherung dient die Kategorie „Zusätzliche ambulante Betreuungs- und Entlastungsleistungen“. Deren rechnerische Inanspruchnahme lag im Jahr 2023 bei rund 40 % der ambulant versorgten Pflegebedürftigen und wird im Simulationszeitraum als konstant angenommen. 8 – Begrenzung des Eigenanteils an den pflegebedingten Aufwendungen nach § 43c SGB XI. 9 – Die Schwellenwerte innerhalb der einzelnen Module des NBA legen fest, wie sich die in der Begutachtung tatsächlich erreichten Punkte in gewichtete Punkte des NBA übersetzen, und beeinflussen damit die Gesamtpunktzahl im jeweiligen Modul. In diesem Szenario werden diese Schwellenwerte zusätzlich zum Szenario (PG) für die Module 1, 4 und 6 auf das vom Expertenbeirat im Jahr 2013 empfohlene Niveau angehoben. 10 – Kohortenspezifische Kapitaldeckung mit Lohndynamisierung und Nachhaltigkeitsfaktor. Der Nachhaltigkeitsfaktor wird berechnet aus der jährlichen Änderung des Verhältnisses des Pflegebedürftigkeitsquotienten multipliziert mit einem Betafaktor in Höhe von 0,5. Der Pflegebedürftigkeitsquotient ist dabei definiert als das Verhältnis der Pflegebedürftigen zu den Beitragszahlenden. 

		Quellen: BMG, SIM.24, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen 
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AbbK07.csv: Die Datei steckt in dieser PDF. Öffnet der Klick sie nicht, steht sie in der Liste der Anlagen (Büroklammer).
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Im Fruhjahrsgutachten 2026 diskutierte | Herausforderungen , und Mafinahmen
Demografie erhoht Finanzierungsdruck auf Sozialversicherungen

Ausgabenanstieg dampfen

Anstieg der Renten in der GRV
dampfen, etwa durch Starkung des
Nachhaltigkeitsfaktors, und kapital-
gedeckte Altersvorsorge ausbauen
N ZIFFERN 383 F,,

(JG 2023 Ziffern 421 ff.)

Ineffizienzen in der GKV abbauen,
ohne die Versorgung mit medizi-
nisch notwendigen Leistungen zu
beeintrachtigen

N ZIFFER 392

Teilversicherung in der SPV beibe-

halten und zielgenauer ausgestalten
N ZIFFER 386

Bemessungsgrundlage starken

* Erhohung des Arbeitsvolumens,
u. a. durch langere Erwerbsphase,
Abschaffung des Ehegattensplit-
tings und von Minijobs
NZIFFER 396

* Produktivitdtswachstum durch
Reformen starken
NZIFFER 397

Finanzierung von Versicherungs-

leistungen und gesamtgesell-
schaftlichen Aufgaben trennen

* Notwendigkeit nicht beitragsge-
deckter Leistungen prifen
N ZIFFER 389

* Vollstandige Steuerfinanzierung
nicht beitragsgedeckter Leistun-
gen fur gesamtgesellschaftliche
Aufgaben
NZIFFER 389

Gesetzliche Krankenversicherung: Hoher Ausgabenanstieg fiihrt zu steigenden Beitragssatzen

Effizienz der Gesundheitsausga- Pravention gesundheitsschadli- Einnahmen stabilisieren
ben verbessern cher Verhaltensweisen starken

Krankenhausversorgung reformie-
ren, hin zu mehr Spezialisierung,
klar Gberprifbaren Qualitatsvorga-
ben und einer geringeren Abhangig-
keit der Finanzierung von Fallzahlen
N ZIFFERN 487 FF.

Ambulante Versorgung zur Vermei-
dung stationarer Behandlungen
ausbauen

NZIFFER 491

Bepreisung innovativer Arzneimittel
konsequenter am therapeutischen
Zusatznutzen orientieren

N ZIFFER 493

¢ Hohere Steuern oder Mindestpreise
auf Tabak, Alkohol und stark zucker-
haltige Lebensmittel
NZIFFERN 476 FF.

¢ Verbindliche Standards fiir gesunde
Erndhrung in Kitas und Schulen ein-
flihren; Werbung flr gesundheits-
schadliche Produkte einschréanken
NZIFFERN 476 FF.

¢ Durch Reform der beitragsfreien
Mitversicherung von Ehepartnern
Erwerbsanreize flr Zweitverdienen-
de erhéhen
NZIFFERN 496 F.

¢ Bundeszuschuss fir nicht beitrags-
gedeckte Leistungen dynamisieren
NZIFFER 495

¢ Einbeziehung von Beamtinnen und

Beamten in die GKV prufen
NZIFFER 500

Soziale Pflegeversicherung: Demografische Alterung belastet Generationengerechtigkeit

Zielgenauigkeit verbessern Eigenverantwortung bei der Finan- Intergenerationelle Verteilungs-
zierung von Pflege erhohen konflikte entscharfen

Schwellenwerte fir Pflegeein-
stufung auf fachlich empfohlene
Werte erhéhen

N ZIFFERN 576 F.

Leistungen, die nicht zielgenau
sind, wie Leistungszuschlag und
Entlastungsbetrag, abschaffen
N ZIFFERN 579 UND 586

* Starkerer Einsatz von Einkommen
und Vermdgen zur Finanzierung
der Pflege
NZIFFERN 580 FF.

* Zielgenaue Unterstutzung von
Hartefallen durch bedarfsge-
pruftes Pflegewohngeld oder die
JHilfe zur Pflege*

NZIFFER 588

* Eigenanteile durch regelgebundene
Dynamisierung der Leistungen der

SPV begrenzen und planbar machen

NZIFFER 589

* Kohortenspezifische Kapitalde-
ckung einflihren
NZIFFERN 594 FF.

Langfristig orientierte Anlagestrate-
gie mit breiter internationaler Diver-
sifizierung und einem héheren An-
teil an Aktien umsetzen

N ZIFFER 596

Einzahlungen in den vorhandenen
Pflegevorsorgefonds stoppen und
zur Teilfinanzierung der alteren
Pflegekohorten nutzen

NZIFFER 598
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